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Bulletin

Unkontrollierte Masseneinwanderung bedeutet auch ungebrems-
ten Kriminalitätsimport. Die Begrenzungsungsinitiative, worüber 
die Schweiz am 27. September 2020 abstimmt, wird also auch zum 
Verdikt gegen eine überproportional hohe Ausländerkriminalität, 
die statistisch längst erwiesen ist. 

Wegen offener Grenzen und der Personenfreizügigkeit sind der Kri-
minaltourismus und Einbruchdiebstähle nach wie vor eine ständige 
Bedrohung, von der vor allem Grenzregionen stark betroffen sind. Bei 
zahlreichen Delikten (z.B. Sexual- und Gewaltverbrechen oder Drogen-
delikte) sind Ausländer – auch aus dem EU-Raum – massiv übervertre-
ten. Deshalb ist die Begrenzungsinitiative bis auf Weiteres die letzte 
Chance, die importierte Kriminalität zu verringern.                    Bitte umblättern

Bildquelle: shutterstock.com



Ja zur Begrenzungsinitiative
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Verurteilungen pro 1'000 Einwohner in der Schweiz gemäss 
StGB (EU-/EFTA-Staaten) im Jahr 2018 (in Promille)*

Kriminalitätsimport stoppen!

Afrikaner als «Kriminalitäts-Spitzenreiter»

Die Zahl der in der Schweiz lebenden Afrikaner hat sich von 
1980 bis 2019 mehr als verzehnfacht (von 10‘500 auf rund 
110‘000). Alleine seit 2007 hat sich dieser Anteil mehr als 
verdoppelt, was sich deutlich auf die registrierte Krimina-
lität auswirkte. Nebst übermässig vielen Verstössen gegen 
das Ausländer- und Betäubungsmittelgesetz zeigt sich dies 
in den Verurteilungen gemäss Strafgesetzbuch (StGB).

Trauriger Spitzenreiter in dieser Kategorie sind Ausländer 
aus Südwest- und Westafrika: Im Jahr 2018 sind 3,1 bzw. 2,1 
Prozent aller aus diesen Gebieten stammenden Bewohner 
der Schweiz strafrechtlich verurteilt worden (siehe Grafik 
rechts). Zum Vergleich: Bei den Schweizer Staatsangehöri-
gen liegt diese Verurteilungsquote bei 0,25 Prozent – also 
rund zehn Mal tiefer! Auch darum: Die Ausschaffungsini-
tiative ist konsequent und «pfefferscharf» umzusetzen.

Die Fakten sind glasklar und müssen schonungslos benannt werden: 7 von 10 Gefängnisinsassen in der Schweiz 
sind Ausländer. Drei Viertel aller verurteilten Vergewaltiger haben keinen Schweizer Pass. 44 Prozent aller we-
gen Drogendelikten Beschuldigten sind Ausländer. Während diese (und viele weitere!) Zahlen ein Gesamtbild 
über alle Ausländergrupen hinweg vermitteln, bestätigt eine vertiefte Analyse, dass speziell auch Ausländer aus 
EU-Staaten einen Anstieg der Kriminalität verursacht haben – wenngleich bestimmte Ausländergruppen aus 
Afrika und Asien prozentual zu ihrem Bevölkerungsanteil am meisten Straftaten begehen.

Angehörige aus den EU-/EFTA-Staaten kommen im Ver-
gleich zur Schweizer Wohnbevölkerung ebenfalls deutlich 
häufiger mit dem Gesetz in Konflikt: Prozentual zum Be-
völkerungsanteil verzeichneten diese im Jahr 2018 rund    
50 Prozent mehr Verurteilungen nach StGB.

Quelle: Bundesamt für Statistik
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* Staatsangehörige aus Dänemark, Estland, Finnland, Island, Luxemburg, Malta, Zypern: Zu wenige relevante Fälle oder keine Angaben; 
Litauen und Lettland sind in der Kategorie «Ehemalige Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken» zusammengefasst, mit sehr wenig Ver-
urteilungen; Kroatien und Slowenien sind in der Kategorie «ehemaliges Jugoslawien» (7,9 Verurteilungen pro 1‘000 Einwohner) abgebildet.
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	 Total Verurteilungen Schweizer 2018: Ca. 13‘800 
Total Verurteilungen EU/EFTA 2018: Ca. 20‘000* 
(ca. + 50 % mehr Verurteilungen) 
 

* Bei Hochrechnung auf die identische Bevölkerungs-
zahl Schweizer Staatsangehöriger.
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... und was die «Lückenpresse» draus macht!

oder solche, die Luftraumregeln verletzen. Zudem muss 
die Luftwaffe in Zeiten erhöhter Spannungen fähig sein, 
die Lufthoheit während Wochen oder Monaten zu wahren, 
um die unbefugte Benützung des Schweizer Luftraums zu 
verhindern. Damit werden auch neutralitätsrechtliche Ver-
pflichtungen wahrgenommen. Hierzu gibt es weder gün-
stigere noch valable Alternativen. Denn weder leichte Trai-
ningsflugzeuge noch Helikopter oder Drohnen können die 
Kampfflugzeuge ersetzen und ihre Aufgabenpalette abde-
cken, da sie entweder zu wenig hoch oder nicht schnell ge-
nug fliegen können und auch nicht über die nötige Sensorik 
sowie Bewaffnung verfügen.

Es ist also klar: Die Schweiz soll ihre alten Flugzeuge durch 
neue ersetzen und trifft damit eine Grundsatzentscheidung, 
ob sie ab 2030 weiterhin eine eigene Luftwaffe haben wird.

Wiederum mehr links- als rechtsextreme Vorfälle ...

Sicherheit ist nicht verhandelbar

Die für unsere Landessicherheit so wichtigen Ausgaben 
werden also nicht «woanders» fehlen oder gar irgendjeman-
dem  «weggenommen». Es handelt sich lediglich um eine 
Zuteilung der Armeefinanzen.

Die Gegner der Beschaffung neuer Kampfflugzeuge spre-
chen auch von einer «unnötigen Beschaffung von Luxus-
Kampfjets», indem sie die Betriebskosten auf die Beschaf-
fungskosten addieren. Diese Zahlentrickserei ist so, als wenn 
beim Entscheid zum Bau eines Schulhauses der Unterhalt 
und die Kosten der Lehrer für die nächsten 30 Jahre mitein-
berechnet werden würden. Der Schutz der Bevölkerung ist 
aber alles andere als ein «Luxus».

Air2030 – worum geht es?

Bundesrat und Parlament wollen unsere Luftverteidigung 
erneuern. Für maximal 6 Milliarden Franken sollen unse-
re alten Kampfflugzeuge durch neue ersetzt werden. Wäh-
rend die 1996 beschafften F/A-18 Hornets im Jahr 2030 das 
Ende ihrer Lebensdauer erreichen, werden die seit 1978 im 
Einsatz stehenden F-5E Tiger nur noch für Trainingsflüge 
eingesetzt. Im Ernstfall hätten sie keine Chance gegen ein 
modernes Kampfflugzeug. Nur mit dem Ersatz durch neue 
Kampfflugzeuge können unser Luftraum und die Menschen 
in unserem Land geschützt werden. Dazu muss der Luftraum 
überwacht und gegebenenfalls interveniert werden. Kampf-
flugzeuge helfen, in Not geratene Flugzeuge zu erreichen

Volksabstimmung vom 27. September 2020: Einstehen für die Armee!

Die linke Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) will den Ersatz der seit 1978 und 1996 im Einsatz ste-
henden Kampfflugzeuge mit Fantasiezahlen und Falschinformationen torpedieren. So behauptet die GSoA, das 
Geld aus dem Armeebudget für die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge könne im Gesundheitswesen besser ein-
gesetzt werden und vermischt damit Äpfel mit Birnen. Denn: Die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge und auch 
die folgenden Betriebskosten werden ausschliesslich aus dem ordentlichen Armeebudget finanziert.

Wie schon in den Vorjahren registrierte der Nachrichtendienst des Bundes (NDB) im Jahr 2018 ein Vielfaches 
mehr  linksextreme (davon 78 gewaltsam) als rechtsextreme Vorfälle (keine gewaltsamen).

Der NDB hält die linksextreme Szene für brandgefährlich:
«Weiterhin reicht die Intensitätsskala linksextremer Gewalt 
bis hin zu Brandanschlägen, und bei Auseinandersetzungen 
(...) wird Schaden an Leib und Leben insbesondere von Si-
cherheitskräften (...) mitunter nicht nur in Kauf genommen, 
sondern in einzelnen Fällen offenkundig bezweckt.»

Und so berichteten die Medien in der Folge:

Quelle: Nachrichtendienst des Bundes (NDB)
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Impressum

Das sifa-Bulletin wird vom sifa-Vorstand heraus 
gegeben und erscheint drei bis vier Mal jährlich. 
 
Redaktion: Anian Liebrand

sifa  – SICHERHEIT FÜR ALLE 
6000 Luzern

Tel.: +41 41 440 00 67 
 
www.sifa-schweiz.ch 
info@sifa-schweiz.ch

Herzlichen Dank für jede Spende auf 
PC-Konto 87-370818-2. 

Nils Fiechter «Beschwerde in Strafsachen» einreichte und 
dass der Fall nun vor Bundesgericht hängig sei. Sowohl die 
Personalabteilung als auch der Kommandant versicherten 
ihm am Vorstellungsgespräch, dass dieses private Vergehen 
eine Bagatelle sei, die einer Anstellung nicht im Weg stünde.

Wortbruch

Mitte Juni 2020 – drei Wochen vor Stellenantritt – dann der 
Schock: Die Grenchner Gemeinderatskommission schaltete 
sich ein und machte den bereits im März unterschriebenen 
Arbeitsvertrag rückgängig, was rechtlich unter einem ganz 
schlechten Stern steht. Wegen des hängigen Strafverfahrens 
und des damit möglicherweise aufflammenden Medienwir-
bels könne so einer wie Spahr nicht angestellt werden.

Auch der Kommandant machte einen Rückzieher. Obwohl 
Adrian Spahr minutiös belegen kann, dass er alles offenge-
legt hat (der sifa liegen die Beweise vor), will dieser nun auf 
einmal nichts mehr von einem laufenden Verfahren gewusst 
haben und stellt den JSVP-ler vor den Medien als Schwind-
ler hin. Spahr steht vor einem Scherbenhaufen: Ohne Job 
und mit ungewissen Zukunftsaussichten.

SVP-Politik als Karriererisiko?

Ob der Anwalt, den er eingeschaltet hat, von der Stadt Gren-
chen zumindest eine Genugtuungszahlung herausholen 
kann, wird sich zeigen – ist letztlich aber zweitrangig. Viel 
wichtiger ist für Adrian Spahr die Frage, ob und wann er 
wieder seinem geliebten Polizistenberuf nachgehen kann. 
Wir als Gesellschaft müssen uns dabei fragen: Können wir 
es einfach hinnehmen, dass politisches und staatsbürger-
liches Engagement, das ein junger Mensch notabene zum 
Wohle der Allgemeinheit leistet, zum Karriererisiko wird, 
wenn es «aus der falschen Ecke» (sprich der SVP) kommt?

Wie vielen aufrechten Bürgern, die nicht jedes Wort auf die 
Goldwaaage legen, wird die unsägliche Rassismus-Straf-
norm als Maulkorb-Paragraph noch zum Verhängnis? Ver-
gessen wir nicht: Adrian Spahr wurde geschasst wegen einer 
politischen Zeichnung, die reale Vorkommnisse überspitzt 
darstellte und nicht, weil er betrunken jemanden angefahren 
hätte. Dass Polizisten in besonderem öffentlichem Fokus 
stehen, ist verständlich und richtig. Doch als Polizist gab es 
über Spahr stets nur Gutes zu berichten.

Wir wissen, dass das sifa-Bulletin auch in Polizei- und si-
cherheitsaffinen Kreisen gelesen wird. Wer eine Idee hat, wie 
Adrian Spahr nun unterstützt werden kann, wird gebeten, 
sich bei sifa-Geschäftsführer Anian Liebrand zu melden.

Karriere von Jung-Polizist in Gefahr

Viereinhalb Jahre diente Adrian Spahr 
nach absolvierter Polizeiausbildung 
in der Kantonspolizei Basel-Stadt. 
Nachdem er wegen des umstrittenen 
Fahrenden-Plakats erstinstanzlich 

verurteilt wurde und die Medien-
berichte hohe Wellen schlu-

gen, versetzte ihn diese 
2019 in den Innendienst. 
Das war auf Dauer nichts 
für den jungen Seeländer 
mit schweizerisch-brasi-
lianischem Hintergrund. 

Als einer, der sich als «Mann für die Front» sieht, suchte er 
sich heuer eine neue Herausforderung.

Bewerbung um neue Stelle

Spahrs Leistungsausweis im Dienste der Allgemeinheit 
kann sich sehen lassen. Er verrichtet seine Arbeit stets zu-
verlässig, ist belastbar und kollegial. Er erwischte Einbre-
cher inflagranti, war Teil zahlreicher Ernstfall-Einsätze oder 
führte Reanimationen durch. So überraschte es kaum, dass 
sein Profil bei der Stadtpolizei Grenchen rasch auf Anklang 
stiess, erst recht in Zeiten, wo gute Polizisten nicht gerade 
wie Sand am Meer verfügbar sind.

Transparent informierte Spahr den neuen Arbeitgeber in spe 
über sein politisches Engagement. Dass er in der Jungen SVP 
sei,  dass er wegen eines Wahlplakats verurteilt wurde, wo-
gegen er zusammen mit seinem Berner Präsidiumskollegen

Wegen JSVP-Plakat

Der 26-jährige Adrian Spahr ist leidenschaftlicher Polizist und Unteroffizier der Panzergrenadiere. In seiner Frei-
zeit engagiert er sich politisch: Als Co-Präsident der Jungen SVP Kanton Bern. Für diese verantwortete er ein 
Plakat, das die Missstände auf Fahrenden-Transitplätzen pointiert kritisierte und ihm eine Rassismus-Anzeige 
einbrockte. Aus politischen Gründen wurde ihm nun der Stellenantritt bei der Stadtpolizei Grenchen verwei-
gert – trotz unterschriebenem Arbeitsvertrag. Wegen eines Gesinnungsdelikts ohne rechtskräftige Verurteilung 
steht Spahrs Karriere vor dem Aus. Darf dieser Umgang mit engagierten Polizisten wirklich Schule machen?


